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Provisionsversprechen 
hat seine Grenzen
Mit dem Berliner Kammergericht hat erstmals ein Obergericht entschieden, dass ein 
Tippgeber bei unklarer Vertragslage nicht verlangen kann, an allen vom Vermittler 
mit namhaft gemachten Kunden erzielten Provisionen beteiligt zu werden. 

Ein Tippgeber trägt die Darle-
gungs- und Beweislast für die 
den von ihm geltend gemach-

ten Provisionsanspruch tragenden Tatbe-
standsvoraussetzungen. Beim Tippgeben 
handelt es sich um eine Tätigkeit, die eine 
rein vorbereitende Rolle für die nachge-
lagerte Tätigkeit des Versicherungsver-
mittlers spielt. Der Tippgeber ist lediglich 
Namhaftmacher oder Kontaktgeber. Im 
Gegensatz zum Versicherungsvermittler 
braucht er keine behördliche Genehmi-
gung. Auch ist er weder zur Beratung und 
Betreuung verpflichtet wie ein Vermitt-
ler, noch treffen ihn Haftungsrisiken.

So argumentierte der 10. Zivilsenat in 
Berlin und hob kurzerhand das Urteil des 
Landgerichts auf, das dem Tippgeber  
eine Beteiligung an der Provision ab dem 
zweiten Versicherungsjahr zugesprochen 
hatte. Nach Ansicht des Senats liegt es 
demgegenüber fern, dass einem Tippge-
ber, ohne dass dies ausdrücklich geregelt 

werde, ein mit den verabredeten 48 Pro-
zent fast gleich hoher Anspruch auf sämt-
liche Provisionen zustehen soll, also auch 
den Provisionen, deren künftige Entste-
hung von dem weiteren, ungewissen 
Schicksal des Versicherungsvertragsver-
hältnisses abhängen. 

Maßgeblich hierfür sei, dass der Tipp-
geber eine völlig untergeordnete Rolle ge-
genüber dem Versicherungsvermittler 
einnehme, dem weitaus mehr abverlangt 
werde, um Provisionen zu erlangen und 
behalten zu dürfen. Insoweit sei nur an 
Stornorisiken zu denken, aber auch an 
die Obliegenheit des Versicherungsver-

mittlers zur Kundenbetreuung, zum Bei-
spiel zur Unterstützung in Schadensfäl-
len und Leistungsfällen. 

Schulde der Tippgeber nicht mehr, als 
Namen und Adressen potenzieller Kun-
den zu nennen, um im Erfolgsfall eine 
Vergütung von 48 Prozent der Provision 
zu erlangen, könne er sich nicht mit Er-
folg auf eine Auslegung eines Tippgeber-
vertrages dahin berufen, die Provision 
beziehe sich auch auf die dem Versiche-
rungsvermittler zustehenden Provisio-
nen ab dem zweiten Versicherungsjahr. 
Dies gelte jedenfalls, wenn dem Tippge-
ber laut Vereinbarung eine im Singular 

Kompakt

	■ Der Tippgeber bereitet den Ver-
tragsabschluss des Vermittlers mit 
namhaft gemachten Kunden vor.

	■ Aus diesem Grund beschränkt sich 
die Tipp-Provision auf eine Beteili-
gung an der Abschlussprovision.

	■ Nach erstmaligem Provisionsver-
sprechen erfolgte Zahlungen von 
Tipp-Provisionen aus Folgeprovisi-
onen rechtfertigen keine abwei-
chende Auslegung.
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bezeichnete Provision für jeden geschlos-
senen Vertrag versprochen ist.

Mit Abschluss einer Versicherung ent-
stehe die Abschlussprovision. Eine für 
beide Seiten interessengerechte Ausle-
gung eines Tippgebervertrags ergebe 
nicht, dass der Tippgeber auch an der ab 
dem zweiten Versicherungsjahr der Lauf-
zeit der Versicherung gezahlten Folge-
provision des Versicherungsvermittlers 
partizipiere. Schon der Umstand, dass 
der Tippgeber eine gegenüber dem Versi-
cherungsvermittler untergeordnete Rolle 
einnehme, widerspreche einer Auslegung 
der Provisionsvereinbarung dahin ge-
hend, dass sich die Tipp-Provision auf 
sämtliche Provisionen erstrecke. Viel-
mehr seien Folgeprovisionen ausgenom-
men, deren Entstehung gegebenenfalls 
von erst noch zu erbringenden Betreu-
ungsleistungen seitens des Versiche-
rungsvermittlers abhänge.

Verträge seien so auszulegen, wie es der 
Grundsatz von Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte erforder-
ten. Die Verkehrssitte im Bereich der Ver-
mittlung von Versicherungsverträgen un-
terscheide Abschluss- und Folgeprovisio-
nen. Die Abschlussprovision vergüte die 
Vermittlung der Versicherung, die auch 
Bestandspflegeprovision genannte Folge-
provision entgelte Vermittler überwiegend 
für die Kundenbetreuung. Schon vor die-
sem Hintergrund könne es nicht überzeu-
gen, wenn sich der Tippgeber auf den 
Standpunkt stelle, es sei eine unstatthafte 
Vertragsauslegung, die Tippgeberprovi-
sion auf die Beteiligung an der Abschluss-
provision zu beschränken.

Bei der Auslegung einer Tippgeber-
provisionsvereinbarung sei zu berück-
sichtigen, dass die Tätigkeit des Tippge-
bers auf den Erfolg des Abschlusses eines 
Versicherungsvertrages mit den von ihm 
genannten Personen abziele. Seine Tätig-
keit sei allein auf den Abschluss des Ver-
trages gerichtet, nicht auch auf die Aus-
gestaltung und die zur Erlangung von 
Folgeprovisionen erforderliche Fortdauer 
eines Vertrags. Deshalb könne der Tipp-
geber redlicherweise auch unter dem 
Auslegungsgesichtspunkt der Unter-

scheidung der verschiedenen Provisionen 
bei der Versicherungsvermittlung keine 
Beteiligung an Folgeprovisionen erwar-
ten. Dass der Vermittler dem Tippgeber 
zunächst über einen längeren Zeitraum 
auch eine Vergütung an den Folgeprovisi-
onen gezahlt habe, bedeute nicht, dass die-
ser Anspruch auch in Zukunft bestehe. 
Dies gelte jedenfalls, wenn die Tippgeber-
vereinbarung der erste vom Versiche-
rungsvermittler abgeschlossene Tippge-
bervertrag sei und der Vermittler diesbe-
züglich keine vertieften Kenntnisse gehabt 
habe. Aus der späteren tatsächlichen 
Handhabung des Vertrages könne nicht 
rückwirkend auf einen entsprechenden 
ursprünglichen Willen bei Abschluss des 
Vertrages geschlossen werden. Ein Rück-
schluss sei nur möglich, wenn ein entspre-
chendes Verhalten bereits vor oder bei 
Vertragsabschluss der Parteien zu beob-
achten gewesen wäre. Sei dies nicht der 
Fall, könne das tatsächliche Verhalten al-
lenfalls dazu führen, dass sich der Ver-
mittler gegenüber dem Tippgeber erfolg-
los auf einen Rückforderungsanspruch be-
rufen könne.

Sämtliche Provisionen  
zur Berechnung heranziehen
Auch wenn das Verhalten  des Vermitt-
lers nach Abschluss des Tippgebervertra-
ges betrachtet werde, könne der Ansicht 
des Tippgebers nicht gefolgt werden. Es 
sei nicht anzunehmen, alle Parteien seien 
darin einig, sämtliche Abschluss- und 
Folgeprovisionen zur Berechnung heran-
zuziehen. Der Grundsatz, dass wenn ein 
übereinstimmender Wille der Parteien 
einer Vereinbarung feststeht, für eine 
Änderung seitens des Gerichts kein 
Raum sei, stehe der vom Senat vorgenom-
menen Auslegung nicht entgegen. Denn 
das nachträgliche Verhalten sei für die 
Auslegung des Parteiwillens nicht heran-
zuziehen, wenn sich eine Partei auf eine 
von der Verkehrssitte abweichende Aus-
legung des Vertrages beruft. Das nach-
vertragliche Verhalten mag als Indiz für 
die Auffassung sprechen, dass es auf ei-
nen bestimmten Parteiwillen bei Ab-
schluss des Vertrags deute, genüge aber 

für eine Überzeugungsbildung nicht, 
wenn von einer Änderung eines festge-
stellten übereinstimmenden Willens 
durch eine Auslegung des Gerichts letzt-
lich keine Rede sein könne.

Die Entscheidung begegnet Bedenken. 
Der Senat hat sich nicht damit auseinan-
dergesetzt, dass die gezahlte laufende 
Provision in jedem Fall auch Vermitt-
lungsentgelte enthält, die den Vermittler 
für den Abschluss vergüten. Vom Stand-
punkt des Senats spräche dies dafür, dass 
der Tippgeber auch für diesen auf die 
Namhaftmachung des Kunden zurück-
zuführenden Erfolg vergütet wird. Betei-
ligt der Vermittler den Tippgeber an Fol-
geprovisionen, indem er aus diesen Tipp-
Provisionen zahlt, darf sich ein Richter 
nicht darüber hinwegsetzen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Vermittler unerfah-
ren das Provisionsversprechen abgegeben 
hat. In der Abrechnung und Zahlung der 
Tipp-Provision liegt das Anerkenntnis, 
dass diese dem Tippgeber zu schulden ist. 
Daran ist der Vermittler gebunden. Das 
hat der Senat übersehen. Jedenfalls zeigt 
der Fall, wie wichtig es ist, Provisionsver-
sprechen für Tippgeber sorgfältig nach 
Höhe, Dauer und Umfang der Provisi-
onsbeteiligung zu formulieren.� ■
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Mehr Infos

Tipps und Informationen rund ums 
Thema Vertriebsrecht finden Sie  
unter www.evers-vertriebsrecht.de, 
der Website der Kanzlei Evers,  
Bremen, oder bei Rechtsanwalt 
Jürgen Evers, Telefon: 0421/69 67 70.
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